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Bekanntmachung 
zum Übereinkommen vom 2. Februar 1971 

über Feuchtgebiete, insbesondere als Lebensraum 
für Wasser- und Watvögel, von internationaler Bedeutung

vom 10. Oktober 1978

Der Staatsrat der Deutschen Demokratischen Republik er­
klärte den Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik 
zum Übereinkommen über Feuchtgebiete, insbesondere als 
Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von internationaler 
Bedeutung vom 2. Februar 1971.

Am 31. Juli 1978 wurde die Beitrittsurkunde beim General­
direktor der Organisation der Vereinten Nationen für Er­
ziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) hinterlegt.

Bei der Hinterlegung der Beitrittsurkunde wurde von sei­
ten der Deutschen Demokratischen Republik zu Artikel 9 des 
Übereinkommens folgende Erklärung abgegeben:

„Die Deutsche Demokratische Republik ist der Auffas­
sung, daß die Bestimmungen des Artikels 9 des Überein­
kommens im Widerspruch zu dem Prinzip stehen, wonach 
alle Staaten, die sich in ihrer Politik von den Zielen und 
Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen leiten las­
sen, das Recht haben, Mitglied von Übereinkommen zu 
werden, die die Interessen aller Staaten berühren.“
Das Übereinkommen tritt gemäß seinem Artikel 10 für die 

Deutsche Demokratische Republik am 30. November 1978 in 
Kraft.

Das Übereinkommen wird nachstehend veröffentlicht.

Berlin, den 10. Oktober 1978

Der Sekretär des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik

H. E i c h l e r

Übereinkommen über Feuchtgebiete,
insbesondere als Lebensraum für Wasser- und Watvögel, 

von internationaler Bedeutung
<f
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in der Erkenntnis der wechselseitigen Abhängigkeit des Men­
schen und seiner Umwelt;

in Anbetracht der grundlegenden ökologischen Bedeutung von 
Feuchtgebieten als Regulatoren für den Wasserhaushalt und 
als Lebensraum für eine besondere Pflanzen- und Tier­
welt, vor allem für Wat- und Wasservögel;

in der Überzeugung, daß Feuchtgebiete ein Bestandteil des 
Naturhaüshalts von großem Wert für Wirtschaft, Kultur, 
Wissenschaft und Erholung sind und ihr Verlust unwieder­
bringlich wäre;

von dem Wunsch geleitet, der fortschreitenden Schmälerung
' und dem Verlust von Feuchtgebieten jetzt und in Zukunft 

Einhalt zu gebieten;
in der Erkenntnis, daß Wat- und Wasservögel auf ihrem Zug 

Ländergrehzen überfliegen und daher als internationale 
Bestandteile des Naturhaushalts betrachtet werden sollten;

im Vertrauen darauf, daß die Erhaltung der Feuchtgebiete 
mit ihrer Pflanzen- und Tierwelt durch die Verbindung zu­
kunftsweisender einzelstaatlicher Maßnahmen mit aufein­
ander abgestimmten internationalen Bemühungen gewähr­
leistet werden kann —

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1
1. Feuchtgebiete im Sinne dieses Übereinkommens sind 

Feuchtwiesen, Moor- und Sumpfgebiete oder Gewässer, die 
natürlich oder künstlich, dauernd oder zeitweilig, stehend 
oder fließend, Süß-, Brack- oder Salzwasser sind, einschließ­
lich solcher Meeresgebiete, die eine Tiefe von sechs Metern 
bei Niedrigwasser nicht übersteigen.

2. Wat- und Wasservögel im Sinne dieses Übereinkommens 
sind Vögel, die von Feuchtgebieten ökologisch abhängig sind.

Artikel 2

1. Jede Vertragspartei bezeichnet geeignete Feuchtgebiete 
in ihrem Hoheitsgebiet zur Aufnahme in eine „Liste inter­
national bedeutender Feuchtgebiete“, die im folgenden als 
„Liste“ bezeichnet und von dem nach Artikel 8 errichteten 
Sekretariat geführt wird. Die Grenzen des Feuchtgebiets wer­
den genau beschrieben und auf einer Karte eingezeichnet; sie 
können auch an die Feuchtgebiete anschließende Ufer- und 
Küstenbereiche, Inseln oder innerhalb der Feuchtgebiete lie­
gende Meeresgewässer mit einer größeren Tiefe als sechs 
Meter bei Niedrigwasser einschließen, vor allem wenn sie 
als Lebensraum für Wat- und Wasservögel von Bedeutung 
sind.

2. Die Feuchtgebiete sollen für die Liste nach ihrer inter­
nationalen ökologischen, botanischen, zoologischen, limno- 
logischen und hydrologischen Bedeutung ausgewählt werden. 
In erster Linie sollen Feuchtgebiete, die während aller Jah­
reszeiten im Hinblick auf Wat- und Wasservögel von inter­
nationaler Bedeutung sind, in die Liste aufgenommen werden.

3. Die Aufnahme eines Feuchtgebiets in die Liste beein­
trächtigt nicht die ausschließlichen Hoheitsrechte der Ver­
tragspartei, in deren Hoheitsgebiet das Feuchtgebiet liegt.

4. Jede Vertragspartei benennt bei Unterzeichnung dieses 
Übereinkommens oder bei Hinterlegung ihrer Ratifikations­
oder Beitrittsurkunde nach Artikel 9 wenigstens ein Feucht­
gebiet zur Aufnahme in die Liste.

5. Jede Vertragspartei hat das Recht, weitere Feuchtgebiete 
innerhalb ihres Hoheitsgebiete der Liste hinzuzufügen, die 
Grenzen der bereits darin eingetragenen Feuchtgebiete auszu­
dehnen oder sie wegen dringender nationaler Interessen auf­
zuheben oder enger zu ziehen; die betreffende Vertragspar­
tei unterrichtet so schnell wie möglich die für die laufenden 
Sekretariatsgeschäfte nach Artikel 8 verantwortliche Organi­
sation oder Regierung über alle derartigen Änderungen.

6. Jede Vertragspartei ist sich sowohl bei der Bezeichnung 
von Gebieten für die Liste als auch bei Ausübung ihres Rechts, 
Eintragungen über Feuchtgebiete innerhalb ihres Hoheits­
gebiets zu - ändern, ihrer internationalen Verantwortung für 
Erhaltung, Hege und wohlausgewogene Nutzung der Bestände 
ziehender Wat- und Wasservögel bewußt.

Artikel 3
1. Die Vertragsparteien planen und verwirklichen ihre 

Vorhaben in der Weise, daß die Erhaltung der in der Liste 
geführten Feuchtgebiete und, soweit wie möglich, eine wohl­
ausgewogene Nutzung der übrigen Feuchtgebiete innerhalb 
ihres Hoheitsgebietes gefördert werden.

2. Jede Vertragspartei trägt dafür Sorge, daß sie so schnell 
wie möglich unterrichtet wird, wenn die ökologischen Verhält­
nisse eines in .die Liste aufgenommenen Feuchtgebiets inner­
halb ihres Hoheitsgebiets sich infolge technologischer Entwick­
lungen, Umweltverschmutzung oder anderer menschlicher Ein­
griffe geändert haben, ändern oder wahrscheinlich ändern 
werden. Die Informationen über solche Veränderungen werden 
an die nach Artikel 8 für die laufenden Sekretariatsgeschäfte 
zuständige Organisation oder Regierung unverzüglich weiter­
geleitet.


